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Landesgesetzblatt für Wien 
Jahrgang 1990 Ausgegeben am 19. September 1990 42. Stück 

54. Gesetz: Dienstordnung 1966 (17. Novelle iur Dienstordnung 1966), Besoldungsordnung 1967 (33. Novelle zur 
Besoldungsordnung 1967), Pensionsordnung 1966 (9. Novelle zur Pensionsordnung 1966) und 
Vertragsbedienstetenordnung 1979 (17. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1979); Änderung. 

54. 

Gesetz vom 26. Juni 1990, mit dem die 
Dienstordnung 1966 ( 17. Novelle zur Dienst
ordnung 1966 ), die Besoldungsordnung 1967 
(33. Novelle zur Besoldungsordnung 1967), die 
Pensionsordnung 1966 (9. Novelle zur Pen
sionsordnung 1966) und die Vertragsbedienste
tenordnung 1979 (17. Novelle zur Vertragsbe-

dienstetenordnung 1979) geändert werden 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Dienstordnung 1966, LGBI. für Wien 
Nr. 37/1967, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl. für Wien Nr. 15/1990, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 16 Abs. 4 Z 3 hat zu lauten: 
„3. die Dienstzeit in einem öffentlichen Dienstver

hältnis, soweit sie nach den Vorschriften, die 
für dieses Dienstverhältnis gegolten haben, für 
die V orrückung in höhere Bezüge nicht 
wirksam gewesen ist; diese Bestimmung ist auf 
Karenzurlaube nach den §§ 15 bis 15 b des 
Mutterschutzgesetzes 1979, BGB!. Nr. 221, 
nach den §§ 2 bis 5 des Eltern-Karenzurlaubs
gesetzes, BGB!. Nr. 65111989, oder nach 
gleichartigen österreichischen Rechtsvor
schriften nicht und auf andere Karenzurlaube 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Zeit 
des Karenzurlaubes zur Hälfte für die 
V orrückung und Zeitvorrückung anzurech
nen ist, soweit für diese Zeiten kein anderer 
Ausschlußgrund nach diesem Absatz vorliegt." 

2. Im § 24 a Abs. 1 Z 2 ist der Ausdruck 
„0,913 Werteinheiten" durch den Ausdruck 
„1,000 Werteinheiten" zu ersetzen. 

3. Im§ 37 Abs. 7 ist der Ausdruck „§ 54 a Abs. 2" 
durch den Ausdruck „§ 48 a oder § 54 a Abs. 2 und 
4" zu ersetzen. 
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4. § 42 a Abs. 1 Z 2 hat zu lauten: 

„2. Beamte, für die Z 1 nicht gilt, wenn sie 
begünstigte Behinderte im Sinne des Behinder-

teneinstellungsgesetzes, BGB!. Nr. 22/ 1970, 
sind." 

S. § 42 a Abs. 2 hat zu lauten: 

„(2) Der Zusatzurlaub beträgt jährlich bei einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (einem Grad der 
Behinderung) von insgesamt mindestens 

1. 20 vH zwei Werktage, 
2. 40 vH vier Werktage, 
3. SO vH fünf Werktage, 
4. 60 vH sechs Werktage." 

6. § 42 a Abs. 4 Z 2 hat zu lauten: 

„2. bei Beamten gemäß Abs. 1 Z 2 nach dem Grad 
der Behinderung, der dem letzten Bescheid 
gemäß § 14 Abs. 2 des Behinderteneinstel
lungsgesetzes zugrunde liegt." 

7. Nach dem § 43 sind folgende Bestimmungen 
einzufügen: 

„Karenzurlaub für Väter 

§ 43 a. ( 1) Dem männlichen Beamten gebührt auf 
Antrag ein Karenzurlaub (Urlaub gegen Entfall der 
Bezüge) bis zum Ablauf eines Jahres nach der 
Geburt seines Kindes, ausgenommen für jenen 
Zeitraum, für den die Mutter einen Karenzurlaub 
nach§§ 15 oder 15 a des Mutterschutzgesetzes 1979 
oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschrif
ten in Anspruch nimmt. 

(2) Der Abs. 1 gilt sinngemäß für den männlichen 
Beamten, der ein Kind, das das erste Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, an Kindesstatt angenom
men (Adoptivvater) oder in der Absicht, es an 
Kindesstatt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege 
genommen hat (Pflegevater). 

(3) Der Karenzurlaub gemäß Abs. 1 beginnt 
frühestens mit dem Ablauf von acht Wochen nach 
der Geburt des Kindes, der Karenzurlaub gemäß 
Abs. 2 frühestens mit der Annahme an Kindesstatt 
oder der Übernahme des Kindes in unentgeltliche 
Pflege. 

( 4) Der Karenzurlaub darf. nicht unterbrochen 
werden und muß mindestens drei Monate betragen. 
Ein kürzerer Karenzurlaub ist zulässig, wenn der 
Zeitraum zwischen der Annahme an Kindesstatt 
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